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Im letzten Sommer 
dachte noch kaum je-
mand an aus dem Ruder 
laufenden Corona-Fall-
zahlen und eine vierte 
bzw. sogar fünfte Welle 
der Pandemie.

Die bündnisgrüne Fraktion hatte im Juni 
2021 einen Niedriginzidenz-Antrag zur 
Eindämmung des Corona-Virus in den 
Stadtrat eingebracht. Ein substanzarmer 
Vorstoß, der für das Gesundheitsamt nur 
noch mehr Arbeit produziert hätte mit 
dem Nebeneffekt, den Mitarbeitern auch 
noch ihre Arbeit zu erklären. Die Folge 
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Was lange währt, wird selten gut!

Das Hick Hack um die Corona-Politik in Dresden

war: Der Antrag wurde bis in den Herbst 
hinein noch drei Mal verändert, bei jeder 
neuen Lesung im Ausschuss hatte er sich 
zeitlich selbst schon wieder überholt.
Noch im Oktober hatten das Rathaus 
und auch das Städtische Klinikum die Si-
tuation als gut beherrschbar bezeichnet. 
Die Mitarbeiterzahl sei ausreichend, diese 
seien auch geschult. Vier Wochen spä-
ter drehte sich die Lage plötzlich um 180 
Grad und zeigte, dass dem nicht so war.
Nachdem Oberbürgermeister Dirk Hil-
bert im November-Stadtrat trotz angeb-
licher Dringlichkeit das Thema von der 
Tagesordnung genommen und wieder 
in den Gesundheitsausschuss verwiesen 
hatte, kam das Stadtoberhaupt keine zwei 
Tage vor der Sitzung plötzlich mit einer 

Änderungsvorlage. Etwas Neues beinhal-
tete diese nicht, es wurde nur alles vorher 
Gesagte neu formuliert: Alle notwendi-
gen personellen und finanziellen Ressour-
cen zur Bekämpfung der Pandemie seien 
zur Verfügung zu stellen oder die Kontrol-
len des Ordnungsamtes zum Alkoholver-
bot im Stadtgebiet auszuweiten.
Auf unsere Initiative wurde die Vorlage 
dann wieder zurück in den Stadtrat ge-
hoben, was uns massive öffentliche Kritik 
einbrachte. Doch wenn eine Verabschie-
dung wirklich so dringlich gewesen wäre, 
hätte Dirk Hilbert als Chef der Verwal-
tung auch ohne den Stadtrat geeignete 
Maßnahmen anordnen können. Auch eine 
sofortige Sondersitzung des Rates hätte 
er einberufen können. Die Zeit, uns den 
Inhalt genau anzuschauen, haben wir uns 
daher genommen.
Vom Oberbürgermeister hätten wir uns 
in Sachen Corona-Politik mehr Sichtbar-
keit gewünscht. Denkbar gewesen wäre, 
dass er gemeinsam mit uns Stadträten die 
Dresdner zum Impfen und vorsichtigem 
Verhalten aufruft. Oder dass er rechtzei-
tig umfangreiche Impfangebote für die ei-
gene Belegschaft sowie weitestgehende 
Homeoffice-Möglichkeiten zur Verfü-
gung stellt.
Im Dezember-Stadtrat stand die Änderungs-
vorlage nun final auf der Tagesordnung des 
Stadtrates. Wir haben zugestimmt, aller-
dings haben wir per eigenem Änderungs-
antrag die Verpflichtung der Verwaltung 
zu regelmäßigen Berichten streichen las-
sen. Kontrollen sind wichtig, aber keine Bü-
rokratie. Gerade in diesen Zeiten.
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„Es gleicht einem Sech-
ser im Lotto, ein Eigen-
heim in Dresden zu be-
kommen“, so äußerte 
sich ein Baufinanzie-
rer jüngst in der lokalen 
Presse. Und damit ist 

das Problem bereits auf den Punkt ge-
bracht.
Bauland wird immer knapper und teurer, 
einen Markt dafür gibt es praktisch nicht 
mehr. Die Stadt Dresden selbst verfügt 
kaum noch über Flächen für Eigenheim- 
und Wohnungsbau. Verfügbare Standorte 
wurden der kommunalen Wohnungsbau-
gesellschaft WID für kurz- und mittelfris-
tigen Sozialwohnungsbau übertragen. 
Weitere im Stadtgebiet noch vorhandene 
unbebaute private Flächen sind aus unter-
schiedlichen Gründen kurz- und mittel-
fristig nicht verfügbar. Die Folge ist eine 

Quo vadis Dresden?

Eigenheim oder bezahlbare Mieten:  
unsere Kinder und Fachkräfte sollen frei entscheiden
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Stagnation bei der Eigentumsquote und 
die Abwanderung nicht nur von Topver-
dienern in die Umlandgemeinden.
Das gleiche Problem haben wir bei der 
Ansiedlung von Großunternehmen, wie 
das Beispiel von Bosch im Dresdner Nor-
den zeigt. Für das neue Halbleiterwerk im 
Gewerbegebiet Rähnitz erwarb die kon-
zerneigene Wohnungsgesellschaft ein 
Grundstück in Weinböhla und errichtet 
dort Mitarbeiterwohnungen. Gab es für 
die Fachkräfte keine Wohnungen  oder 
Grundstücke zum Eigenheimbau in Dres-
den?
Was wir brauchen, sind Zukunftsstrate-
gien für Dresden nicht nur für Gewer-
beansiedlungen sondern auch für das 
Wohnen. Wo sollen die benötigten Ar-
beitskräfte wohnen. Und auch auf weitere 
wichtige Zukunftsfragen gibt es bislang 
keine Antworten: Soll Dresden weiter 
wachsen ? Wie und wo wollen die Dresd-
ner in 15 bis 20 Jahren leben? Was sind 
uns Fachkräfte in Bezug auf ihre Wohn-
wünsche wert? Können sich unsere Kin-

der und Enkelkinder noch Eigentum oder 
Wohnungsmieten leisten ?
Als stärkste Fraktion im Stadtrat haben 
wir diese Fragen nicht nur aufgeworfen, 
sondern werden auch für deren Beant-
wortung sorgen. Wir haben mit “Entwick-
lungsstrategie 2035” und “Stadt der kur-
zen Wege” zwei Anträge eingebracht, 
mit denen sich der Stadtrat bald befas-
sen wird. Konkret geht es darum, die kom-
munale Grundstücksstrategie im Allge-
meinen auf den Prüfstand zu stellen. In 
Sachen Gewerbeansiedlung wollen wir 
insbesondere, dass das Rathaus nicht nur 
auf Gewerbeflächen Wert legt, sondern 
auch auf nahe gelegenen Wohnraum für 
potentielle Fachkräfte, die nach Dresden 
kommen.
Kurzfristig können wir am Grundstücks- 
und Mietmarkt wenig ändern, deshalb 
müssen wir uns jetzt für die Zukunft auf 
den Weg machen. Unser Ziel ist, dass 
bei künftigen Ansiedlungen die Stadt 
den Unternehmen und deren Mitarbei-
tern möglichst standortnah Angebote 
für verschiedene Wohnformen und auch 
den Dresdnern Angebote für bezahlbare 
Baugrundstücke unterbreiten kann. Dazu 
sind die entsprechende Konzepte zu erar-
beiten. Geeignete Flächen müssen gefun-
den, erworben und entwickelt werden. 
Dazu gehört aber auch die Schaffung von 
entsprechender Infrastruktur, wie bei-
spielsweise ÖPNV-Anbindung. Die dafür 
notwendige Zwischenfinanzierung kann 
aus den immensen städtischen Rückla-
gen (Ausgabereste) problemlos erfolgen.

Nach fast zehn Jahren immer stärker wer-
dender Abwanderung vor allem junger 
Dresdner und Familien brauchen wir die 
Trendwende, so schnell wie möglich.
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Radfahrer oder Radfah - 
rende oder Radfahrer*- 
Innen? Die Diskus sion 
um eine geschlechter-
gerechte Sprache trifft 
den Nerv der Zeit, aber 
bei weitem nicht die Zu-

stimmung der Bevölkerung. Nach einer 
repräsentativen Umfrage des ZDF finden 
71 Prozent der Befragten die Verwendung 
von Gendersternchen und Sprechpausen 
„nicht gut“.
In offiziellen Dokumenten der Stadt-
verwaltung Dresden ist per Dienstan-
weisung die sprachliche Gleichberech-
tigung vorgeschrieben, und zwar in der 
Allgemeinen Dienst- und Geschäfts-
anweisung (ADA). Unklarheiten gibt 
es seit längerem über die verwende-
ten Regeln. Gendersternchen, Doppel-
punkt oder geschlechtslose Schreibwei-
sen. Der Stadtbezirksbeirat Loschwitz 
hatte im letzten Jahr eine städtische 
Vorlage wegen „Nicht-Lesbarkeit“ ab-
gelehnt und eine korrekte Sprachver-
wendung angemahnt.
Auf unsere offizielle Anfrage hin teilte uns 
der Oberbürgermeister mit, das Rathaus 
könne „eigene Rechtschreibregeln fest-
legen“. Er sei davon überzeugt, „dass die 
vielfältigen Möglichkeiten, die Gleichbe-
rechtigung … sprachlich zu berücksichti-
gen, sinnvoll Anwendung finden“. In der 
Öffentlichkeitsarbeit/Internetauftritt ori-
entiere man sich an den Empfehlungen 
der Duden-Redaktion.

Pro Gendersternchen & Co. –  

contra generisches Maskulinum? 

Der Oberbürgermeister will sprachliche Vielfalt in der Gleichberechtigung  
und riskiert „Unlesbarkeit“
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Dass bei der Außenkommunikation zu-
mindest auf eine einheitliche Sprache ge-
achtet wird, ist positiv. Warum dann aber 
in Anträgen und Vorlagen unterschiedli-
che sprachliche Möglichkeiten genutzt 
werden, ist nicht nachvollziehbar. Wir sind 
sowohl für Kinder und Jugendliche Vor-
bild, als auch für Touristen oder jene, die 
unsere Sprache lesen bzw. erlernen wol-
len. All diese Menschen brauchen Klarheit 
und keine Vielfalt von Punkten, Strichen 
oder Sternchen. Das gibt es im Englischen 
auch nicht.
Auch warum man sich nicht am Rat für 
deutsche Rechtschreibung orientiert, 
sondern an der Duden-Redaktion, er-
schließt sich nicht. Der Rat löste schon 

vor fast 20 Jahren den Duden als zentrale 
Instanz für Fragen der Orthographie ab 
und sagt: Gendersprache ist „eine gesell-
schaftliche und gesellschaftspolitische 
Aufgabe, die nicht allein mit orthografi-
schen Regeln und Änderungen der Recht-
schreibung gelöst werden kann“ und emp-
fiehlt das Gendern gar nicht.

Und: Ein bisschen mehr auf die Meinung 
der Bürger zu geben, würde auch der 
Dresdner Stadtverwaltung gut tun.
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